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Zusammenstellung 

des 

Entwurfs eines Gesetzes 

zur Wiederherstellung der Gesetzeseinheit auf dem Gebiete 
des bürgerlichen Rechts 

- Nr. 3824 der Drucksachen - 

mit den Beschlüssen 

des Ausschusses für Rechtswesen und Verfassungsrecht 
(23. Ausschuß) 


Entwurf 
(ERSTER TEIL) 

Änderung des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
und des E i n f ü h r u n g s g e s e t z e s 
zum Bürgerlichen Gesetzbuch 

(Artikel 3) 

2. Nach § 925 wird folgender § 925 a ein- 
gefügt: 

„§ 925 a 

Die Erklärung einer Auflassung 
soll nur entgegengenommen werden, 
wenn die nach §313Abs. 1 erforder- 
liche Urkunde über das Veräuße- 
rungsgeschäft vorgelegt oder 
gleichzeitig errichtet wird.“ 

(Artikel 5) 


Beschlüsse des 23. Ausschusses 


(ERSTER TEIL) 

Änderung des Bürgerlichen Gesetzbuchs 


(A r t i k e 1 3) 

2. Nach § 925 wird folgender § 925 a ein- 
gefügt: 

„§ 925 a 

Die Erklärung einer Auflassung 
soll nur entgegengenommen werden, 
wenn die nach § 313 Satz 1 erfor- 
derliche Urkunde über den Vertrag 
vorgelegt oder gleichzeitig errichtet 
wird.“ 

(Artikel 5) 

la. In § 1984 Abs. 1 Satz 2 wird die Ver- 
weisung auf die §§ 6 und 7 der Konkurs- 
ordnung ersetzt durch die Verweisung 
auf die §§ 7 und 8 der Konkursordnung. 
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Entwurf 

4. § 2078 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„Das gleiche gilt, soweit der Erb- 
lasser zu der Verfügung durch die 
irrige Annahme oder Erwartung des 
Eintritts oder Nichteintritts eines Um- 
standes oder widerrechtlich durch 
Drohung oder durch Aus- 
nutzung seiner Todesnot 
bestimmt worden ist.“ 

10. Nach § 2300 wird folgender § 2300 a 
eingefügt: 

4 2300 a 

Befindet sich ein Ehe vertrag seit 
mehr als fünfzig Jahren in amtlicher 
Verwahrung, so ist § 2263 a ent- 
sprechend anzu wenden.“ 


(ZWEITER TEIL) 


(Artikel 3) 


Beschlüsse des 23. Ausschusses 

4. § 2078 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„Das gleiche gilt, soweit der Erb- 
lasser zu der Verfügung durch die 
irrige Annahme oder Erwartung des 
Eintritts oder Nichteintritts eines 
Umstandes oder widerrechtlich durch 
Drohung bestimmt worden ist.“ 


10. Nach § 2300 wird folgender § 2300 a 
eingefügt: 

„§ 2300a 

Befindet sich ein Erbvertrag seit 
mehr als fünfzig Jahren in amtlicher 
Verwahrung, so ist § 2263 a entspre- 
.chend anzuwenden.“ 


(ZWEITER TEIL) 

Artikel 1 a 

(1) Artikel 86 des Einführungsgesetzes 
zum Bürgerlichen Gesetzbuch und die landes- 
gesetzlichen Vorschriften, die in Ausübung 
des darin enthaltenen Vorbehalts erlassen 
sind, werden aufgehoben, soweit sie den Er- 
werb von Rechten durch juristische Perso- 
nen mit dem Sitz im Inland von einer staat- 
lichen Genehmigung abhängig machen. 

(2) Das Preußische Gesetz über den Berg- 
werksbetrieb ausländischer juristischer Per- 
sonen und den Geschäftsbetrieb außerpreu- 
ßischer Gewerkschaften vom 23. Juni 1909 
(Preuß. Gesetzessammlung S. 619) sowie die 
zur Ausführung dieses Gesetzes erlassene 
Preußische Verordnung vom 11. Dezember 
1909 (Preuß. Gesetzessammlung S. 797) fin- 
den keine Anwendung mehr, soweit sie 
außerpreußische Gewerkschaften mit dem 
Sitz innerhalb des Geltungsbereichs des 
Grundgesetzes betreffen. 

(3) Artikel 87 des Einführungsgesetzes zum 
Bürgerlichen Gesetzbuch wird aufgehoben. 

(Artikel 3) 

2a. das Gesetz über die Auflockerung der 
Kündigungstermine bei Mietverhältnissen 
über Wohnräume vom 24. März 1938 
(Reichsgesetzbl. I S. 306); 
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